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Auszug aus dem Kommunalsteuergesetz 1993 idF BGBl. I Nr. 3/2021 samt 
Erläuterungen 
 
 
Steuergegenstand 

§ 1 Der Kommunalsteuer unterliegen die Arbeitslöhne, die jeweils in einem Kalendermonat an die 
Dienstnehmer einer im Inland (Bundesgebiet) gelegenen Betriebsstätte des Unternehmens 
gewährt worden sind. 

 
 
Dienstnehmer 

§ 2 Dienstnehmer sind: 
a) Personen, die in einem Dienstverhältnis im Sinne des § 47 Abs. 2 des Einkommen-

steuergesetzes 1988 stehen, freie Dienstnehmer im Sinne des § 4 Abs. 4 ASVG, sowie 
an Kapitalgesellschaften beteiligte Personen im Sinne des § Abs. 22 Z. 2 des 
Einkommensteuergesetzes 1988. 

b) Personen, die nicht von einer inländischen Betriebsstätte (§ 4) eines Unternehmens zur 
Arbeitsleistung im Inland überlassen werden, insoweit beim Unternehmer, dem sie 
überlassen werden. 

c) Personen, die seitens einer Körperschaft des öffentlichen Rechts zur Dienstleistung zu-
gewiesen werden. 

 
Erläuterungen: 
Ein Dienstverhältnis liegt vor, wenn der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber seine Arbeitskraft schuldet. 
Dies ist der Fall, wenn die tätige Person in der Betätigung ihres geschäftlichen Willens unter der 
Leitung des Arbeitgebers steht, oder im geschäftlichen Organismus des Arbeitgebers dessen 
Weisungen zu folgen verpflichtet ist. Zusätzlich sind gemäß § 41 Abs. FLAG iVm § 22 Z. 2 EStG 
auch die Gehälter und sonstigen Vergütungen jeder Art an wesentlich beteiligte Gesellschafter-
Geschäftsführer kommunalsteuerpflichtig. 
 
 
Unternehmen, Unternehmer 

§ 3 (1) Das Unternehmen umfasst die gesamte gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des Unter-
nehmers. Gewerblich oder beruflich ist jede nachhaltige Tätigkeit zur Erzielung von 
Einnahmen, auch wenn die Absicht, Gewinn (Überschuss) zu erzielen, fehlt, oder eine 
Personenvereinigung nur gegenüber ihren Mitgliedern tätig wird. Als Unternehmer und 
Unternehmen gelten stets und in vollem Umfang Körperschaften im Sinne des § 7 Abs. 3 
des Körperschaftssteuergesetzes 1988, Stiftungen sowie Mitunternehmerschaften im 
Sinne des Einkommensteuer-gesetzes 1988 und sonstige Personengesellschaften. 
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 (2) Unternehmer ist, wer eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit selbständig ausübt. Die 
gewerbliche oder berufliche Tätigkeit wird nicht selbständig ausgeübt, soweit natürliche 
Personen, einzeln oder zusammengeschlossen, einem Unternehmen derart eingegliedert 
sind, dass sie den Weisungen des Unternehmers zu folgen verpflichtet sind. 

 (3) Die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind nur im Rahmen ihrer Betriebe 
gewerblicher Art (§ 2 des Körperschaftssteuergesetzes 1988) und ihrer land- oder 
forstwirtschaftlichen Betriebe gewerblich oder beruflich tätig. Als Betriebe gewerblicher 
Art im Sinne dieses Bundesgesetzes gelten jedoch stets Wasserwerke, Schlachthöfe, 
Anstalten zur Müllbeseitigung, zur Tierkörpervernichtung und zur Abfuhr von Spülwasser 
und Abfällen sowie die Vermietung und Verpachtung von Grundstücken durch öffentlich-
rechtliche Körperschaften. 

 (4) Die ÖBB-Holding AG und ihre im Bundesbahngesetz, BGBl. Nr. 825/1992 in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 142/2004, namentlich angeführten Tochter- und Enkel-
gesellschaften gelten als ein Unternehmen (ÖBB-Gesellschaften). 

Erläuterungen: 
Berufliche Tätigkeit ist vor allem jede Art der sogenannten freiberuflichen Tätigkeiten, wie etwa die 
Tätigkeit der Ärzte, Anwälte, Steuerberater, Architekten, etc. Als Unternehmer (Unternehmen) 
gelten insbesondere Kapitalgesellschaften – wie Gesellschaften mit beschränkter Haftung (GmbH 
Aktiengesellschaften (AG), Holdinggesellschaften, sowie Komplementärgesellschaften einer 
GmbH & Co. KG, Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften, Versicherungsvereine auf Gegen-
seitigkeit, Sparkassen; weiters Stiftungen, sowie Mitunternehmerschaften und sonstige Personen-
gesellschaften (insbesondere OG, KG, atypische stille Gesellschaften, GesnbR). 
 
 
Betriebsstätte 

§ 4 (1) Als Betriebsstätte gilt jede feste örtliche Anlage oder Einrichtung, die mittelbar oder 
unmittelbar der Ausübung der unternehmerischen Tätigkeit dient. § 29 Abs. 2 und § 30 
der Bundesabgabenordnung sind sinngemäß mit der Maßgabe anzuwenden, dass bei 
Eisenbahn- und Bergbauunternehmen auch Mietwohnhäuser, Arbeiterwohnstätten, 
Erholungsheime und dergleichen als Betriebstätten gelten. 

 (2) Bei einem Schifffahrtsunternehmen gilt als im Inland gelegene Betriebsstätte auch der 
inländische Heimathafen oder der inländische Ort, an dem ein Schiff in einem 
Schiffsregister eingetragen ist. Gleiches gilt für auf solchen Schiffen befindliche 
Einrichtungen zur Ausübung einer unternehmerischen Tätigkeit. 

 (3) Bei Arbeitskräfteüberlassungen wird erst nach Ablauf von sechs Kalendermonaten in der 
Betriebsstätte des Beschäftigers eine Betriebsstätte des Arbeitskräfte überlassen-den 
Unternehmens begründet. 

 
Erläuterungen: 
Durch das Wort „mittelbar“ werden auch jene Einrichtungen einbezogen, die nach der Bundes-
abgabenordnung nicht als Betriebsstätten angesehen werden, wie z.B. Arbeiterwohnstätten, vom 
Unternehmer den Arbeitnehmern zur Verfügung gestellte Betriebserholungsheime, Sport-, Fit-
ness-, Freizeitanlagen udgl. 
 
 
Bemessungsgrundlage 

§ 5 (1) Bemessungsgrundlage ist die Summe der Arbeitslöhne, die an die Dienstnehmer der in der 
Gemeinde gelegenen Betriebsstätte gewährt worden sind, gleichgültig, ob die Arbeits-löhne 
beim Empfänger der Einkommensteuer (Lohnsteuer) unterliegen. 

  Arbeitslöhne sind: 

 a) im Falle des § 2 lit. a Bezüge gemäß § 25 Abs. 1 Z. 1 lit. a und b des Einkommen-
steuergesetzes 1988 sowie Gehälter und sonstige Vergütungen jeder Art im Sinne 
des § 22 Z. 2 des Einkommensteuergesetzes 1988 und an freie Dienstnehmer im 
Sinne des § 4 Abs. 4 ASVG, 
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 b) im Falle des § 2 lit. b 70% des Gestellungsentgeltes, 

 c) im Falle des § 2 lit. c der Ersatz der Aktivbezüge. 

 
 
 (2) Zur Bemessungsgrundlage gehören nicht: 

 a) Ruhe- und Versorgungsbezüge; 

 b) die im § 67 Abs. 3 und 6 des Einkommensteuergesetzes 1988 genannten Bezüge; 

 c) die im § 3 Abs. 1 Z 11 und 13 bis 21 des Einkommensteuergesetzes 1988 ge-nannten 
Bezüge sowie 60% der in § 3 Abs. 1 Z 10 des Einkommensteuergesetzes 1988 
genannten laufenden Bezüge; 

 d) Gehälter und sonstige Vergütungen jeder Art, die für eine ehemalige Tätigkeit im 
Sinne des § 22 Z 2 des Einkommensteuergesetzes 1988 gewährt werden; 

 e) Arbeitslöhne an Dienstnehmer, die als begünstigte Personen gemäß den Vorschrif-
ten des Behinderteneinstellungsgesetzes beschäftigt werden. 

 
 
Steuerschuldner 

§ 6 Steuerschuldner ist der Unternehmer, in dessen Unternehmen die Dienstnehmer be-schäftigt 
werden. Werden Personen von einer inländischen Betriebsstätte eines Unter-nehmens zur 
Arbeitsleistung überlassen, ist der überlassende Unternehmer Steuer-schuldner. Wird das 
Unternehmen für Rechnung mehrerer Personen betrieben, sind diese Personen und der 
Unternehmer Gesamtschuldner; dies gilt auch für Mitunternehmer im Sinne des 
Einkommensteuergesetzes 1988. Als Steuerschuldner des Unternehmens ÖBB-
Gesellschaften (§ 3 Abs. 4) gilt die ÖBB-Holding AG. 

 
 
Haftung 

§ 6a (1) Die in den §§ 80 ff der Bundesabgabenordnung bezeichneten Vertreter haften neben den 
durch sie vertretenen Abgabepflichtigen für die diese treffende Kommunalsteuer insoweit, 
als diese Abgabe infolge schuldhafter Verletzung der ihnen auferlegten ab-
gabenrechtlichen oder sonstigen Pflichten nicht ohne Schwierigkeiten eingebracht 
werden kann, insbesondere im Fall der Eröffnung eines Insolvenzverfahrens. § 9 Abs. 2 
Bundesabgabenordnung gilt sinngemäß. 

(2) Soweit Personen auf die Erfüllung der Pflichten der Abgabepflichtigen und der in §§ 80 ff 
Bundesabgabenordnung bezeichneten Vertreter tatsächlich Einfluss nehmen, haben sie 
diesen Einfluss dahingehend auszuüben, dass diese Pflichten erfüllt werden. 

(3) Die in Abs. 2 bezeichneten Personen haften für die Kommunalsteuer insoweit, als diese 
Abgabe infolge ihrer Einflussnahme nicht ohne Schwierigkeiten eingebracht werden kann, 
insbesondere im Falle der Konkurseröffnung. 

 
 
Erhebungsberechtigte Gemeinde 

§ 7 (1) Das Unternehmen unterliegt der Kommunalsteuer in der Gemeinde, in der eine 
Betriebsstätte unterhalten wird. Werden Personen von einer inländischen Betriebsstätte 
eines Unternehmens einem Beschäftiger länger als sechs Kalendermonate zur 
Arbeitsleistung überlassen, bleibt die Gemeinde, in der sich die Betriebsstätte des 
Überlassers befindet, für sechs Kalendermonate erhebungsberechtigt. Für Zeiträume 
nach Ablauf des sechsten Kalendermonates ist die Gemeinde, in der sich die Unter-
nehmensleitung des inländischen Beschäftigers befindet, erhebungsberechtigt. Im Falle 
einer Arbeitsunterbrechung, die länger als einen Kalendermonat dauert, beginnt die Frist 
nach Ablauf des Kalendermonats der Beendigung der Arbeitsunterbrechung neu zu 
laufen. Wird eine neue Sechsmonatsfrist in Gang gesetzt, bleibt die bisherige Gemeinde 

  - bei Beschäftigerwechsel für den Kalendermonat des Beschäftigerwechsels, 
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  - bei mehr als einmonatiger Arbeitsunterbrechung für die Kalendermonate, in denen die 
  Arbeit unterbrochen ist, 

  noch erhebungsberechtigt. 

 (2) Erstreckt sich eine Betriebsstätte über mehrere Gemeinden (mehrgemeindliche 
Betriebsstätte), wird die Kommunalsteuer von jeder Gemeinde nach Maßgabe des § 10 
erhoben. Beim Unternehmen ÖBB-Gesellschaften (§ 3 Abs. 4) und bei den 
Österreichischen Bundesbahnen begründen Verbindungen durch Gleisanlagen für sich 
allein keine mehrgemeindliche Betriebsstätte. 

 (3) Wanderunternehmen unterliegen der Kommunalsteuer in den Gemeinden, in denen das 
Unternehmen ausgeübt wird. Unter Wanderunternehmen wird eine ohne örtlich feste 
Betriebsstätte im Inland im Umherziehen ausgeübte unternehmerische Tätigkeit 
verstanden. 

 
 
Steuerbefreiungen 

§ 8 Von der Kommunalsteuer sind befreit: 

 1. Das Unternehmen ÖBB-Gesellschaften (§ 3 Abs. 4) und die Österreichischen Bundes-
bahnen mit 66% der Bemessungsgrundlage; 

 2. Körperschaften, Personenvereinigungen oder Vermögensmassen, soweit sie mildtätigen 
Zwecken und/oder gemeinnützigen Zwecken auf dem Gebiet der Gesundheitspflege, 
Kinder-, Jugend-, Familien-, Kranken-, Behinderten-, Blinden- und Altenfürsorge dienen  
(§§ 34 bis 37, §§ 39 bis 47 der Bundesabgabenordnung). 

 
Steuersatz 

§ 9  Die Steuer beträgt 3% der Bemessungsgrundlage. Übersteigt bei einem Unternehmen die 
Bemessungsgrundlage im Kalendermonat nicht 1.460 Euro, werden von ihr 1.095 Euro 
abgezogen. 

 
Erläuterung:  
Ergibt sich eine steuerliche Bemessungsgrundlage von monatlich nicht mehr als 1.460 Euro 
(=Freigrenze) ist wie folgt vorzugehen: Von der monatlichen Bemessungsgrundlage sind 
1.095 Euro (=Freibetrag) abzuziehen. Liegt die monatliche Bemessungsgrundlage unter 1.096 
Euro ist keine Kommunalsteuer zu entrichten. Liegt die monatliche Bemessungsgrundlage unter 
1.460 Euro aber über 1.096 Euro ist jener Betrag zu entrichten, welcher sich aus der Differenz 
zwischen der monatlichen Bemessungsgrundlage und dem Freibetrag ergibt.  
Diese Freigrenze bezieht sich auf den gesamten Betrieb und nicht auf eine einzelne Betriebsstätte 
des Unternehmens.  
 
 
Zerlegung und Zuteilung der Bemessungsgrundlage 

§ 10  Erstreckt sich eine Betriebsstätte über mehrere Gemeinden (mehrgemeindliche Betriebs-
stätte), ist die Bemessungsgrundlage vom Unternehmer auf die beteiligten Gemeinden zu 
zerlegen. Dabei sind die örtlichen Verhältnisse und die durch das Vorhandensein der Be-
triebsstätte erwachsenden Gemeindelasten zu berücksichtigen. 

Erläuterungen: 
Die Kommunalsteuer ist Betriebsstätten bezogen und betrifft daher Arbeitslöhne, die in der je-
weiligen Betriebsstätte anfallen. 
 
 
Entstehung der Steuerschuld, Selbstberechnung, Fälligkeit und Steuererklärung 

§ 11 (1) Die Steuerschuld entsteht mit Ablauf des Kalendermonats, in dem Lohnzahlungen ge-
währt, Gestellungsentgelte gezahlt (§ 2 lit. b) oder Aktivbezüge ersetzt (§ 2 lit. c) worden 
sind. Lohnzahlungen, die regelmäßig wiederkehrend bis zum 15. Tag eines Kalender-
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monats für den vorangegangenen Kalendermonat gewährt werden, sind dem voran-
gegangenen Kalendermonat zuzurechnen. 

(2) Die Kommunalsteuer ist vom Unternehmer für den Kalendermonat selbst zu berechnen und 
bis zum 15. des darauffolgenden Monats (Fälligkeitstag) an die Gemeinde zu entrichten. 
Werden laufende Bezüge für das Vorjahr nach dem 15. Jänner bis zum 15. Februar 
ausgezahlt, ist die Kommunalsteuer bis zum 15. Februar abzuführen. 

 
Bankverbindung:   IBAN: AT26 2032 0100 0000 1221 BIC: ASPKAT2L 

bei der Erste Bank der österreichischen Sparkassen AG ("Erste Bank") – Filiale Wels Ringstraße 
 

(3) Ein im Rahmen der Selbstberechnung vom Steuerschuldner selbst berechneter und der 
Abgabenbehörde bekannt gegebener Kommunalsteuerbetrag ist vollstreckbar. Wird kein 
selbstberechneter Betrag der Abgabenbehörde bekannt gegeben oder erweist sich die 
Selbstberechnung als nicht richtig, hat die Festsetzung der Abgabe mit Abgabenbescheid 
zu erfolgen. Von der Erlassung eines solchen Abgabenbescheides kann abgesehen 
werden, wenn der Steuerschuldner nachträglich die Selbstberechnung binnen drei 
Monaten ab Einreichung der Abgabenerklärung berichtigt; erweist sich die Berichtigung 
als nicht richtig, hat die Gemeinde einen Kommunalsteuerbescheid zu erlassen. 

(4) Für jedes abgelaufene Kalenderjahr hat der Unternehmer bis Ende März des folgenden 
Kalenderjahres der Gemeinde eine Steuererklärung abzugeben. Die Steuererklärung hat 
die gesamte auf das Unternehmen entfallende Bemessungsgrundlage aufgeteilt auf die 
beteiligten Gemeinden zu enthalten. Im Falle der Schließung der einzigen Betriebsstätte 
in der Gemeinde ist zusätzlich binnen einem Monat ab Schließung an diese Gemeinde 
eine Steuererklärung mit der Bemessungsgrundlage dieser Gemeinde abzugeben. Die 
Übermittlung der Steuererklärung hat elektronisch im Wege von Finanz-Online zu 
erfolgen. Der Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, den Inhalt und das Verfahren 
der elektronischen Übermittlung mit Verordnung festzulegen. Ist dem Unter-nehmer die 
elektronische Übermittlung mangels technischer Voraussetzungen unzu-mutbar, ist der 
Gemeinde die Steuerklärung unter Verwendung eines amtlichen Vor-druckes zu 
übermitteln. Die Gemeinden haben die Daten der Steuererklärung hinsicht-lich der jeweils 
auf sie entfallenden Bemessungsgrundlagen der Finanzverwaltung des Bundes im Wege 
des FinanzOnline zu übermitteln. 

Die Abgabenbehörden des Bundes sind berechtigt, die Daten der Steuererklärung nach 
Maßgabe des § 14 Abs. 2 zu verwenden. 

(4) Der Unternehmer hat jene Aufzeichnungen zu führen, die zur Erfassung der abgabe-
pflichtigen Tatbestände dienen. 

 
 
Kommunalsteuerprüfung 

§ 14   (1) Die Prüfung der für Zwecke der Kommunalsteuer zu führenden Aufzeichnungen 
(Kommunalsteuerprüfung) ist nach Maßgabe des § 86 EStG 1988 bzw. des § 41a ASVG 
durchzuführen. Die Gemeinden sind berechtigt, in begründeten Einzelfällen eine 
Kommunalsteuerprüfung anzufordern. Wird der Anforderung weder von einem 
Finanzamt noch von der Österreichischen Gesundheitskasse innerhalb von drei 
Monaten Folge geleistet, hat die Gemeinde das Recht, eine Kommunalsteuerprüfung 
nach den Vorschriften der Bundesabgabenordnung über Außenprüfungen 
durchzuführen. In diesem Fall sind das für die Erhebung der Lohnsteuer zuständige 
Finanzamt und die Österreichische Gesundheitskasse von der Prüfung zu verständigen. 

(2) Die Gemeinden haben den Finanzämtern (§ 81 EStG 1988), der Österreichischen 
Gesundheitskasse und der Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter, Eisenbahnen 
und Bergbau alle für die Erhebung der Kommunalsteuer bedeutsamen Daten zur 
Verfügung zu stellen. Diese Daten dürfen nur in der Art und dem Umfang verwendet 
werden, als dies zur Wahrnehmung der gesetzlich übertragenen Aufgaben eine 
wesentliche Voraussetzung ist. Die Verwendung nicht notwendiger Daten 
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(Ballastwissen, Überschusswissen) ist unzulässig. Daten, die mit an Sicherheit 
grenzender Wahrscheinlichkeit nicht mehr benötigt werden, sind möglichst rasch zu 
löschen. 

(3) Der Aufwand für die Kommunalsteuerprüfung ist bei Prüfungen durch das Finanzamt 
vom Bund, bei Prüfungen durch die Österreichische Gesundheitskasse von dieser und 
bei Prüfungen durch die Gemeinde von dieser zu tragen. 

 
 

Strafbestimmungen 

§ 15 (1) Wer unter Verletzung einer abgabenrechtlichen Anzeige-, Offenlegungs- oder Wahr-
heitspflicht die Kommunalsteuer verkürzt, begeht eine Verwaltungsübertretung. Die Tat 
wird mit Geldstrafe geahndet, deren Höchstmaß bei vorsätzlicher Begehung bis zum 
Zweifachen des verkürzten Betrages, höchstens aber 50.000 Euro, bei fahrlässiger 
Begehung bis zum Zweifachen des verkürzten Betrages, höchstens aber 25.000 Euro, 
beträgt. Für den Fall der Uneinbringlichkeit der Geldstrafe ist bei vorsätzlicher Tat-
begehung eine Ersatzfreiheitsstrafe bis zu sechs Wochen, bei fahrlässiger Begehung bis 
zu drei Wochen festzusetzen. 

(2) Wer, ohne hie durch den Tatbestand des Abs. 1 zu verwirklichen, vorsätzlich die Kom-
munalsteuer nicht spätestens am fünften Tag nach Fälligkeit entrichtet oder abführt, es 
sei denn, dass der zuständigen Abgabenbehörde bis zu diesem Zeitpunkt die Höhe des 
geschuldeten Betrages bekanntgegeben wird, begeht eine Verwaltungsübertretung und 
ist mit einer Geldstrafe bis zu 5.000 Euro zu bestrafen; für den Fall der Uneinbringlichkeit 
der Geldstrafe ist eine Ersatzfreiheitsstrafe bis zu zwei Wochen festzusetzen. 

(3) Wer, ohne hiedurch den Tatbestand des Abs. 1 zu verwirklichen, vorsätzlich die Kom-
munalsteuererklärung nicht termingemäß einreicht oder eine abgabenrechtliche Pflicht 
zur Führung oder Aufbewahrung von Büchern oder sonstigen Aufzeichnungen verletzt, 
begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit einer Geldstrafe bis zu 500 Euro zu 
bestrafen; für den Fall der Uneinbringlichkeit der Geldstrafe ist eine Ersatzfreiheitsstrafe 
bis zu einer Woche festzusetzen. 

(4) Die Ahndung der Verwaltungsübertretungen richtet sich nach dem Verwaltungsstrafge-
setz 1991. 

 
 
Beachten Sie, dass sich dieses Merkblatt auf das Einkommenssteuergesetz 1993 in der 
Fassung BGBl. I Nr. 3/2021 bezieht. Die Informationen erfolgen sohin vorbehaltlich zukünftiger 
Gesetzesänderungen und ersetzen nicht die Kenntnis der jeweils aktuell geltenden 
Rechtsvorschriften.  


